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als Einzelrichter

für Recht erkannt:

1. Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an deln Kläger 1.038,33 €

rrr:bst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten übe,r dem Basiszinssatz seit 18.11 .2013 zu

trrrzahlen.

2.. [tie g"n'unten werden als Gesamtschuldner verufteilt, an dern Kläger,Zinsen i.H.v.

5i Prozentpunkten über dem Basiszinssatz für den Zeitraum '18.11.2013 bls

3\'1.1.t2A14 aus 4.380,'17 € zu bezahlen.

:t. Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an den Klägtigffih
ei;25,33 € nebst Zinsen hieraus i.H.v. 5 Prrrzentpunkten über dem Basiszinssatz

sir::lt 8.2.2r014 zu bezahlen,

tl. Die Beklagten tragen clie Kosten des Rechtsstreits als Gesamtschuldner.

t'. Das Ljrteil ist gegen Sioherheitsleistung irr Höhe von 12Qo/o clesjeweil,s zu voll-

sl,recl ienden Betrages vorläufig voll streckba r.
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Tatbestand:

Der Klägrar macl'rt gegen dle Eleklagten restliche $chadensersatzansprüche nach einem

Unfall inl Straßenverkehr geltend.

Am 1 2.10.2013 gegen 19;00 Uhr ereignete sich ein Verkehrsunfall. Daran br,:teiligt 'rvar

der Kläger, der mit seinem Fahrzeug untennregs war, sowie die Beklagte Zlfl.1, wek:he

das Fahr;zeug steuerte, das bei der tseklagten Ziff .2 pfllchtverslche,fi war.

Der Klägr:r wurde bei dem Unfall verletzt. Am Fahrz€ug des Klägers entstanrJ Total-

schaden'. Die Be klagten sind u nstreltlg schadens;ersatzpflichtig.

Der Klägor ließ von einem Sar:hverständigen dle unfallbedingten Schäden ferststellen.

Dieser enmitt,elte: Wiederbesclraffungswert 6.500,- €, Restwert 910,- €, Wiecjlerbeschaf-

fungsaulfi,vand 5.,590,- €, Wiederbeschaffungsdauer 14 Kalendertage (Anl. K'l ). Hierfur

stellte er dem Kliiger 765,17 € in Rechnung (Anl, K2). Der Kläger verlangte von der Be-

klagten )a:""lft. 2l^ mit Anwaltsschreiben vom 1 8.10.2013 die Zahlung vrrn insgesramt

6.380,17'€ (inklusive Kostenpauschale von 25,- 13, Anl. K3). Im Zeitraum 21.'10,201':; -

4.11.201,i1 mietete der Kläger r:in Fahrzeug von cler Flrma Avis an. Dafür stellte dtese

Firnra ihnn 2.038,33 € in Rechnung (Anl. K4). Auch diese Kostenpo:sition ffiachte der

Kläger gegenüber der Beklagten geltend (Anl. K6). Darüber hlnaus verlangt rCer Kläger

weitr:re 6i'25,3i3 € entsprechen<J der Rechnung (Anl, K7) betreffend rlie Kosten für Berr-

gung, Atrr;chleppen und Untenstand,

Noch vor Klageerhebung bezahlte die Beklagte Zi-iff .2 an den Kläger 3.000,- ,€.

Dle Parteien haben übereinstirnmend die Hauptsache teilweise, närnlich i,H.',,. 43BaJ7
€ im Hinbllck auf die zwischen;zeitliche zweite Zaihlung von Beklagtenseite arn 31 .1.L014
für erledir:lt erklärt (Bt. 1B).

Der Klägclr ist der Ansicht, alle geltend gemachten Schadenspositionen selerr zu erstat-
ten.
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Der Kläger beantragt zuletzt, rjie Beklagten zu verurteilen,

1 an den Kläger 1.038,33 € nebst Zinsen i.H.v.S Prozentpunkten ttberr dem lla-

siszins;satz seit 1 8.11.2013 zu bezahle,n,

2. an derr Kläger Zinsern i.H.v. 5 Prozentprunkten über dem l3asiszinss;atz für den

Zeitraum '18,11 ,2Q13 bis 31 .1.2014 aus 4.380,17 € zu bezahlen,

3. an den Kläger weiterr€ 675,33 € nebst Zinsen hieraus i.H.v.5 Prozerntpunkten

über dem Basiszinssatz seit 8.2.2014;zu bezahlen.

Die lBeklagten beantragen,

die Kliage abzuweisen.

Die lBeklagte trägt vor: Nach $chwacke-Liste betrage der normale 'll-arif 1.3813,- €, narch

der Fraunhol'er^Liste betrage rler Tarif nur 461,06 €, das arithmetisr:he Miftel belaufern

sich sonr'it auf 924,53 €, weshalb von Beklagtenseite im Hinblick aurf die geltend ge-

machterr Mietwagenkosten nur (wie geschehen) 1.000,- € hätten {lbernommr::n werden

mussen.

Die lStarrrJkor;tendauer sei unangemessen lang. ,Aufgrund der Schsdensminrlerungs;-

pflicl'rt sei d€r Kläger verpflichtet gewesen, unverzüglich nach BegutachtunQ rJ65 Un[all-

fahr;leug;t zu dem Restwertangtebot zu veräußern. Gehe man von einer Überlegungsfrist

von einerr Woche aus. seien insoweit allenfalls 83.30 € zu erstatten

Zur l-rgirrrzung des Parteivorb,ringens wird auf die von den Parteien gewechr;;elten

S ch riftsiilize 13ezug geno rn rnen.
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Entscheidungsgründe:

Die K.lager ist z:ulässig und begründet.

t.

Dem Klägr,rr stoht gegen die Beklagten ein Ansprurch aus $ 7, 1B St\/G, 11S Albs. 1 VVG
auf Zahlurrg des gosamten geltr:nd gemachten schadens zu,

Gemäß S{ri 249 ff. BGB schulden die (hier unstreitig) zum Schadensersatz verpflichtel.en
Beklagten den Ersatzder Aufwendungen, die der Kläger vornehmen musste, rjen ent-
standenen Scfradsn zu kompensieren. Nicht zu ersetzen sind lediglich lelcht vermeidba-
re, also unrrötige Aufwendungen (S 2S4 BGB).

Grundsälz:lich schuldet der zum Schadensersatz \/erpflichtete Naturellrestitution. Das
bedeutet <jass er selbst verpflichtet ist, etwa beschädigtes Eigentum wieder irrstandzu-
setzen. I\,lr-rrss err sir:h hierbei - etwa schon aus recihflichen Gründen (um eine lrrstand-
setzung le1:;e artis überhaupt vornehmen zu können) - eines Dritten tredienen, trift ihn
das RJsiko, nlcltt den bllligsten lrnbieter zrt beauftrilgen. lhn triffi auch das Risil<o, wenn
es dem Driillen nicht im ersten Anlauf gelingt, den {ichaden zu beheben odor clieser
sonst niclrrtdie billigste Lösung findet, Die Möglichl.ieit des Geschädigten, statt der Natu-
ralrestitutio'rt eine Eintschädigung in Geld zu verlangen (S 249 Abs. 2 s. 1 BGB), hat ar.r

dieser Risillovertellung nichts geändert, stellt sie doch ein zusätzliches Recht clar, Dann
aber ist es schon nicht einzusehen, weshalb sich der Geschädigte, trifft ihn an cen ver-
meintlichen Mehrkosten kein Verschulden, dafür einzustehen hätte.
Das Gericftt verkennt nicht, dass, es insoweit höchsrtrlchterliche Rechtsprechunr3 gibt.
Allein sind r::lie dort entwickelten ll.ichtlinien nicht geeignet, dem offone;ichilicherr prob-
lom, nämliclr der Bereicherungsrnentalität der Auto'vermieter, entgege,nzuwirken. Das
Landgerlchl Karlsruhe hat in einem bemerkenswerten Verfahren (Akternzeicherr 4-S-
396/1 2, Urleil vom 1 4'1.2014, zit, nach Juris) extra ein Sachverständigengutachten irn
Hinblick aufMietwagenpreise €inrgeholt, Dem Sach'verständigen war es dort schon niclrt
möglich, quri:lsi rückwirkend die srslnerzelt angebotenen Mietwagenpreise festzurstellen,
Itreststellen l'lonnte er aber, dass günstigere Tarife nrur dann angeboterr wurden, wenn
der potentie,lle N4ieter (der Geschädigte) bewusst falsche Angaben im Hinblick auf den
(3rund der /lr,nmietung machte. Dr:m erkennenden Giericht ist keine Norm bekannt, wo-
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nach ein \"/ertragspartner den anderen im Hinblick, auf eine Schadensersatzpfllicht eines

F)ritten berlügen muss. (Diese F'flicht hat auch das Landgericht Karlsruhe verneint.) Ets

kann auch nicht sein, dass - wie im vorliegenden Fall - der Geschädigte in einen zwei-

ten Rechtrsstrc'it gezwungen wird, nur weil Gewerbetreibende (Mietwagenfirmr:ln) einer

konkrete l:iituatiorr für sich ausnützt (vgl. hierzu auch OLG Dresden, Aktenzeic:hen 7-U-

606/-13, Fil,Jnr. 6 ff., 10 ff., Urteil vom 18.12.2013, :lit, nach Juris). Enlweder solche Tarife

sind illegr:;rl (etwa: SS 134, 138 13GB) oder hinzune,hrnen, Es darf auch nlcht verkannt

werden, rJass die Suche nach t-'inem anderen Anbieter ihrerseits Zeit (und darnlt; Geld)

kostet unr:J evtl. Mehrkosten an anderer Stelle (Transferkosten) verursachen k,ann.

Vor diesern Hintergrund sind hier die unstreitig angefallenen Mietwagenkosten von den

Beklagterr in r,roller Höhe zu ers;tatten, zumal sie nur gerlngfügig über dem von Beklag-

te nse ite :::u gersta nde nen,,Nofmaltarif" liege n.

Dem Kläc;er steht auch die Erstattung der Standkrrsten in voller Höhe zu.

Ein nicht rnehr fahrbereitos Krarftfahrzeug kann nir:ht irgendwo auf drar Straße abgestrallt

werden kr:;rnn, sondern muss untergestellt werden. Das sichere Unterstellen irr einer l'(fz-

Werkstatt ist etine nah€ liegende und angemessene Maßnahrne. Die dafür an1lallenden

Kosterr sind erstaftungsfählg. Dass sle dlejenlgen übersteigen, die frir eine ge'werbliclre

Abstr:llmr;gliclrkeit, etwa in einem Parkhaus, angerfallen wären, hat Clie für einr=l Verlet-

zung der rlich;adensminderungs;pflicht (S 254 BGB) darlegungs- und beweispflchtige E3e-

klagtense,ite nicht konkret vorgr:tragen (BGH VersR 2013, 471). Die Beklagtenseite hat

auch sonsrt nicht dargelegt, das;s es das Verschuklen des Klägers gewesen s$i, dass ,Jer

Ankäufer rJen Unfallwag€n nicl'rt früher abgeholt hat.

Zu beacl'rten ist vorliegend, das;s nicht etwa fiktive Kosten abgesetzt werden {irlann wäre

Raum für Berechnungen), sondern dem Geschädigten tatsächlich entstandene. Dann

aber ist es; Sache der Haftende,nden Umstände dazulegen und ggfs, unter Berweis zu

stellen, di,:i eine Anwendung ders S 254 BGB rechllfertigen. Letzteres ist nicht 1;leschehen,

il.

Die Zinsf,crrderungen ergeben sich unter dem Gesichtspunkt des Verzuges, S{;i 286,288

ZPO, Die Kostenentscheidung beruht auf $$ 91, €11a, 100 Abs,4 ZPO. Die Klage war

auch im F.linblick auf die Erledigung zum Zeitpunkt des erledigenden Ereigniss;es zulärs-

sig und br::rgründet.
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Die Entsir:heidung über die vonläufige Vollstreckbarkeit beruht auf $ 709 ZPC:.

ilt.

Die Schriftsätze der Streitverkündeten gingen sämtlich erst nach Schluss der mündli-

chen Verhandlung ein und konnten deshalb nicht berücksichtigt werden (inklusive Bei-

trittserklriru ng).

Dr. Klein
Richter i:;rm Landgericht
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